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Der Fachbereich Europa ist um Beantwortung der Frage gebeten worden, welches Verfahren zu 
nutzen wäre, wenn Deutschland die Zuständigkeit für die gemeinsame Agrarpolitik, die in 
Art. 38 bis 44 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union (AEUV) geregelt ist, 
„zurückholen“ wollte.  

Eine primärrechtliche (vollständige) Rückübertragung einer der Europäischen Union (EU) über-
tragenen Zuständigkeit in einem bestimmten Bereich auf die Mitgliedstaaten wäre nur im Wege 
der Vertragsänderung nach Art. 48 des Vertrags über die Europäische Union (EUV) möglich. 
Nach dieser Bestimmung können die Verträge entweder gemäß dem ordentlichen oder gemäß 
dem vereinfachten Änderungsverfahren geändert werden. Letzteres setzt nach Art. 48 Abs. 6 EUV 
voraus, dass sich die Änderung auf Bestimmungen des Dritten Teils des AEUV über die internen 
Politikbereiche der Union bezieht (Unterabsatz 1) und dies nicht zu einer Ausdehnung von EU-
Zuständigkeiten führt (Unterabsatz 3). Die Regelungen zur gemeinsamen Agrarpolitik befinden 
sich im Dritten Teil des AEUV. Für eine Rückübertragung von EU-Zuständigkeiten an die Mit-
gliedstaaten in diesem Bereich wäre somit das vereinfachte Verfahren nach Art. 48 Abs. 6 EUV 
anwendbar. Nach diesem Verfahren kann auf Vorschlag u.a. der Regierung eines Mitgliedstaats 
eine vereinfachte Vertragsänderung durch einstimmigen Beschluss des Europäischen Rates erfol-
gen, der nach Zustimmung der Mitgliedstaaten im Einklang mit ihren jeweiligen verfassungs-
rechtlichen Vorschriften in Kraft tritt. 

Neben einer solchen primärrechtlichen Rückübertragung von EU-Zuständigkeiten auf die 
Mitgliedstaaten käme insbesondere in Bereichen der geteilten Zuständigkeiten gemäß Art. 2 
Abs. 2 AEUV, zu denen die gemeinsame Agrarpolitik weitgehend zählt,1 auch eine 
sekundärrechtliche Freigabe von Zuständigkeiten durch die EU in Betracht. Denn in Bereichen 
geteilter Zuständigkeit sind die Mitgliedstaaten ohnehin nur an der Ausübung der Zuständigkeit 
gehindert, sofern und soweit die Union ihre Zuständigkeit ausgeübt hat (sog. Sperrwirkung). 

                                     

1 Im Bereich der Erhaltung der biologischen Meeresschätze im Rahmen der gemeinsamen Fischereipolitik verfügt 
die EU hingegen über eine ausschließliche Zuständigkeit (Art. 3 Abs. 1 Buchst. d, Art. 4 Abs. 2 Buchst. d 
AEUV). In diesen Bereichen dürfen die Mitgliedstaaten nur aufgrund einer Ermächtigung der EU oder zur 
Durchführung von EU-Rechtsakten tätig werden (Art. 2 Abs. 1 AEUV). 
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Durch eine vollständige oder teilweise Aufhebung oder Änderung von bestehenden EU-
Rechtsakten können die Mitgliedstaaten erneut in die Lage versetzt werden, ihre Zuständigkeit in 
dem betreffenden Bereich auszuüben. Art. 2 Abs. 2 Satz 3 AEUV regelt die erneute 
Wahrnehmung von Zuständigkeiten durch die Mitgliedstaaten ausdrücklich. Hierzu stellt eine 
Erklärung Nr. 18 zur Schlussakte der Regierungskonferenz zum Vertrag von Lissabon Folgendes 
fest:  

„[…] Übertragen die Verträge der Union für einen bestimmten Bereich eine mit den 
Mitgliedstaaten geteilte Zuständigkeit, so nehmen die Mitgliedstaaten ihre Zuständigkeit 
wahr, sofern und soweit die Union ihre Zuständigkeit nicht ausgeübt hat oder entschieden 
hat, diese nicht mehr auszuüben. Der letztgenannte Fall ist gegeben, wenn die zuständigen 
Organe der Union beschließen, einen Gesetzgebungsakt aufzuheben, insbesondere um die 
ständige Einhaltung der Grundsätze der Subsidiarität und der Verhältnismäßigkeit besser 
sicherzustellen. Der Rat kann die Kommission auf Initiative eines oder mehrerer seiner 
Mitglieder (Vertreter der Mitgliedstaaten) gemäß Artikel 241 des Vertrags über die 
Arbeitsweise der Europäischen Union auffordern, Vorschläge für die Aufhebung eines 
Gesetzgebungsakts zu unterbreiten. Die Konferenz begrüßt, dass die Kommission erklärt, 
sie werde solchen Aufforderungen besondere Beachtung schenken. […]“. 

Die Aufhebung oder Änderungen bestehender EU-Rechtakte erfolgt im Wege des in den jeweils 
einschlägigen (Vertrags-)Bestimmungen vorgesehenen Verfahrens (etwa im ordentlichen 
Gesetzgebungsverfahren, vgl. Art. 43 Abs. 2, Art. 294 AEUV). 
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